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-k;4k 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitszel.tgesetz 
geändert wird, Stellungnalme 

Sehr geehrte Danen und Herren ! 

In der Anlage übennitteln wir Ilmen 25 Kopien unserer Stellungnalme zum 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitszeitgesetz geändert 
wird. 

Das Original wird mit gleicher Post an das Ministerium für Arbeit und 
Soziales versandt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Der Präsident: 

~J.tlf · MagHInge steihll. .i 
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ßundesministerium 
f ij r {~ r b p i tun d '~o z i ale~; 

: f!,uen r 
: (, ,(' Id: I . 

f:C:.1 iffi. :'nh',Jud ein(~", flunde~:;gc~:;ptzes, mit: dem das ~)rb('it~sleitgeset7. 

ge!jrldert wi rd;$t~]Jungnahflie zu Z) ,:)2,OJ?I~9-7/91 

Der Pharmazeutische Reichsverband für Österreich begrüßt: als kollektivver­
tragsfjhige Interessenvertretung der angestellten Apotheker die Bestrebungen. 
Teilzeitit~c;chäft:igung durch gesetZliche Regelungen zu schützen. 

rJie EinfiltHung von Elestimmungen. die verhind€~rn sollen, daß nur eine ganz ge-­
rirlge, pprmanente Arbeitszeit vereinbart wird, um den Arbeit/Dienstnehmer an 
da: l.Jnt.errl~·hmen zu binden, obwohl er von vornherein klar für wesentlich höh€!re 
ArlJeitszeit benötigt wird, ist überfällig und wird besonders befürwortet. Da 
in der Ptldrmazie unter den unselbständigen Erwerbstitigen ein 80%iger Anteil 
an Frauen überwiegend im Teildienst tätig ist, erlauben wir uns, gestützt auf 
die Erfahrung mit Teilzeitarbeit, diese Aussagen. 

Wir sehen auch die Notwendigkeit, die Teilzeitarbeitenden vor der kapazitäts­
orientierten Ausweitung ihrer Grundarbeitszeit zu schützen. Die betroffenen 
(~rbeitnehllierinnen sind eines Teils durch die Möglichkeit der Teilzeitbeschäf­
tigung begünstigt, andern Teils aber durch die " Treuepflicht" in einer Be­
.jr-i?rlgnis und im Konflikt mit ihren meist umfassenden Familienpflichten oder 
nlit der- " Treuepflicht" aus einem weiteren Teilzeitarbeitsverhältnis. 

Oie vorges~h13genen Regelung des Abschnitt ~a im AZG soll daher unserer An­
·'.icht r,!Hi, auf jeden Fall als nötige Er-gänzung des Arbeitszeitrechts Gesetz 
werden. 

Zu den f'illlpln'of! Textvorschl.igen nehmen wir wie fulgt Stellung: 

Zu § 19b. Abs. 1: 

wir verstehen diesen Absatz so, daß die vorgesehene durchschflittliche Verwen­
dung, gemessen in Wochenarbeitsstunden, am Beginn des Arbeitsverhältnisses vom 
Arbeitgeber eruiert und dem Arbeitnehmer vorgeschlagen wird. Ist dieser ein­
verstanden, dann wird diese vorgesehene Arbeitszeit - wir nennen diese Grund­
~rl)pitsz~it. um sie von der Mehrarbeitszeit abzugrenzen - einzelvertraglich 
vf'relnbar r.. 
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Wir haben in unserem KOllektivvertrag die Teilzeit in Zehntel der 40stOndigen 
Wochenarbeitszeit eingeteilt. Diese 4 Stunden sind, beginnend mit mindestens 8 
Stunden. in Stufen das mögliche Dienstausmaß, also von 2/10 bis 9/10 ( von 8 
bis 36 Stunden ). Dieser kollv. Regelung steht das Gehaltskassengesetz mit 
seinen 8esoldungsbestimmungen zur Seite. Dort ist ebenfalls die strenge Ali­
quotierung in Zehntel festgeschrieben. 

Wir schlayen folgende Fassung des Abs. 1 vor: 

- (1) Teilzeitarbeit liegt vor, wenn die vereinbarte, regelmäßig vorgesehene 
Wochenarbeitszeit (Grundarbeitszeit) die gesetzliche Normalarbeitszeit oder 
eine durch Normen der kollektiven Rechtsgestaltung festgelegte, kürzere Nor­
malarbeitszeit unterschreitet.-

Die Hereinnahme des Begriffes "regelmäßig vorgesehene" soll die Vertragspar­
teien dalU veranlassen eine Stundenanzahl der durchschnittlichen Verwendung, 
die sogerlannte GRUNDARBEITSZEIT, zu bestimmen. Diese muß durch vorweggenommene 
Du rehsehn i User'mi ttlung errechnet werderl. So wi rd vermieden, daß nachträgl iche 
E r h ö h U 11 I}" 11 die ~:: erG run dar bei t s z e i t z u ein er" neu e n Ver ein bar u n g " übe r die 
Grundar~ei tszeit, die dann natürlich höher liegt und die Anwendung des Abs. 3 
hindert, führ'en. 

Zu § 19b. Abs. 2: 

Diese Gl'Ilndar'beitszeit muß also bt~im Anstellungsgespräch Gegenstand sein und 
daher ist die Vereinbarung darüber am Beginn zu treffen. 

vJlr schL?'.len daher folgende Fomulierung des Abs. 2 vor: 

.. (2) Bei Teilzeitarbeit sind Ausmaß und Lage der regelmäßig vorgesehenen 
Wochenarbeitszeit, sofern sie nicht durch Betriebsvereinbarung festgesetzt 
sind, am Beginn des Arbeitsverhältnisses schriftlich zu vereibaren. Bei Teil­
zeitarbeitsverhältnissen, die bereits vor Inkrafttreten dieser Bestimmung ab­
geschlossen wurden und die nicht durch Betriebsvereinbarung oder schriftlichen 
Einzelarbeitsvertrag geregelt sind, sind bisheriges Ausmaß und Lage der regel­
mäßig vorgesehen Wochenarbeitszeit binnen sechs Honaten ab dem Inkratttreten 
schriftlich zu vereibaren oder durch Betriebsvereinbarung festzusetzen.-

Beim übergarlg soll das Erfordernis der Schriftlichkeit zur Festschreibung der 
bisherigen Teilarbeitszeit führen. Allenfalls könnte einzelvertraglich eine 
nE'ue Gr urldarbei tszei t schriftl ich vereibart werden, wenn die Durchrechnung 
clne qra,lieiende Abweichung ergibt. 
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Zu § 19b. Abs. 3: 

Die Möglichkeit, als Teildienstleistender zwei oder sogar drei Arbeitsverhält­
nisse zu haberl, soll u.A.n. expressls verbis im Gesetz berücksichtigt werden. 
Dies geschiellt am besten dadurch, daß dies bei der Ziffer 3 ergänzt wird. 

v/ir schlagen daher folgende Formulierung für Abs. 3 Z. 3 vor: 

u 3. die Arbeitsverpflichtung aus anderen Arbeitsverhältnissen oder berück­
sichtigungswürdige Interessen des Arbeitnehmers nicht entgegenstehen, und N 

Den übrigen Absätzen und der Ziffer 2 (§20) stehen wir positiv gegenüber. Wir 
wollen nur festhalten, daß mit einer Vorschrift der strengen Aliqotierung der 
Ansprüche nach dem Verhältnis TeilzeitjVollzeit eine Benachteiligung der Teil­
zeitarbeitenden sehr gut hintangehalten werden kann. 

Cemäß der d.3. genannten Entschließung werden 25 Ausfertigungen dieser Stel­
l u n 9 n a t Ifll e an cl asP r ä s i d i U m des Na t ion aIr a t e s zug eIe I te t . 

Ibert Ullmer 
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